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V

In diesem Buch sind Aufsätze und Vorträge zur Diskussion über Demokratie 
und Rechtsstaat versammelt, die in den letzten zwei Jahrzehnten an verschie-
denen Stellen veröffentlicht worden sind. Hinzugefügt habe ich einen bisher 
ungedruckten Vortrag über die politischen Parteien und einen Text zur Rolle 
von Öffentlichkeit und öffentlicher Meinung für die Legitimation staatlichen 
Handelns. All diese Beiträge wurden angeregt durch aktuelle Entwicklungen 
in Politik und Gesellschaft. Die kritische Beobachtung politischer Auseinan-
dersetzungen hat zu grundsätzlichen Überlegungen über die gegenwärtige Ver-
fassung unseres Gemeinwesens geführt, und in einigen Beiträgen habe ich spe-
zielle Streitthemen zum Anlass genauerer Betrachtung unter generellen Aspek-
ten genommen.

Empirisch gründen sich diese Erörterungen auf verfassungsrechtliche und 
sozialwissenschaftliche Literatur, aber auch auf eigene Erfahrungen in poli-
tischen Funktionen als Bundesbeauftragter und Landesminister. Die norma-
tive Perspektive baut auf jahrzehntelangen juristischen und staatstheoretischen 
Studien auf. Nicht verhehlen will ich auch, dass ich trotz großen Unbehagens an 
Teilen der journalistischen Politikbegleitung stets von der Vermittlungsfunk-
tion der Medien profitiert habe – wenn auch bisweilen nur insofern, als mediale 
Äußerungen meine Kritik provoziert haben. 

Die Texte werden hier in der Fassung wiedergegeben, in der sie zuerst er-
schienen sind – mit einigen kleinen Korrekturen und angepassten Verweisun-
gen. Auch da, wo aus heutiger Sicht eine Ergänzung, ein Eingehen auf neue 
Erkenntnisse oder neue Entwicklungen wünschenswert wären, habe ich den 
ursprünglichen Text unverändert gelassen und nur ausnahmsweise etwas hin-
zugefügt. Nachträglich aufgefallene Schreibfehler sind berichtigt. Ich habe ver-
sucht, Überschneidungen zu unterlassen; sie sind aber kaum zu vermeiden, 
wenn ein Thema aus unterschiedlichen Perspektiven betrachtet wird.

Dem Societäts-Verlag Frankfurt/Main danke ich für die Rückgabe der 
Rechte an meinem Buch „Was soll, was kann Demokratie?“, den Verlagen 
Duncker & Humblot, Heymanns, C. F. Müller und Nomos und dem Verlag 
für Polizeiwissenschaft für die Zustimmung zum Wiederabdruck der Beiträge 
aus ihren Verlagswerken. Besonderer Dank gebührt dem Verlag Mohr Siebeck 
für die vorzügliche Betreuung des Buches. Die Leiterin des Programmbereichs 
Öffentliches Recht, Völker- und Europarecht sowie Grundlagen, Daniela 

Vorwort
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Taudt, LL.M. Eur., hat durch zahlreiche Anregungen und überaus sorgfältige 
Redaktion zur inhaltlichen Gestaltung des Bandes beigetragen, und die Her-
stellungsabteilung hat – wie immer – für das so ansprechende Äußere gesorgt. 
Es ist gut, dass es solche Verlage noch gibt.

Hamburg, im Oktober 2022  	 Hans Peter Bull

Vorwort
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Einleitung

Die immer wieder neue Diskussion  
über Demokratie und Rechtsstaat

„Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stehen
auf gleicher Augenhöhe“ (Habermas)

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind Strukturprinzipien des modernen 
westlichen Staates, die in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Aber 
eine Demokratie, die nicht zugleich Rechtsstaat sein will, kann der grundle-
genden Erwartung der Menschen nicht entsprechen: Indem sie sich zu einem 
Gemeinwesen zusammenschließen, wollen sie nicht nur Beteiligung organisie-
ren, sondern eine freiheitliche und gerechte Ordnung einrichten, in der sie als 
Individuen gleich behandelt werden. Diese Erwartung muss durch die Ausge-
staltung der Institutionen und durch angemessene Regeln gesichert sein. Von 
der „Gleichursprünglichkeit von individuell ausgeübten Freiheitsrechten und 
intersubjektiv ausgeübter Volkssouveränität“ spricht Jürgen Habermas in seiner 
aktuellen Äußerung zum Strukturwandel der Öffentlichkeit: „Gemäß diesem 
Gedanken einer kollektiven Selbstbestimmung, die den egalitären Universalis-
mus der Gleichberechtigung aller mit dem Individualismus eines jeden Einzel-
nen zusammenführt, stehen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auf gleicher 
Augenhöhe“.1 Nüchterner argumentiert das Bundesverfassungsgericht: „Das 
Rechtsstaatsprinzip als solches“ ist auch in seiner Sicht „eng mit dem Demo-
kratieprinzip verknüpft, weil die demokratische Herrschaft der Mehrheit durch 
ihre rechtsstaatliche Einhegung die notwendige Mäßigung, Begrenzung und 
Kontrolle erfährt“.2

1  Habermas, Überlegungen und Hypothesen zu einem erneuten Strukturwandel der poli-
tischen Öffentlichkeit, in: Seeliger/Sevignani (Hrsg.), Ein neuer Strukturwandel der Öffent-
lichkeit? Leviathan Sonderband 37, 2021, S. 470 (475). Hervorhebung im Original. 

2  BVerfGE 158, 210 (233 f. Rn. 58) unter Hinweis auf Böckenförde, in: Isensee/Kirchhof 
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 24 Rn. 93.
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I.

Die Aufteilung der Beiträge in diesem Band soll diesen Zusammenhang der bei-
den Themenkreise nicht aufheben, sondern der besseren Orientierung über die 
Schwerpunkte der jeweiligen Artikel dienen. In beiden Teilen sind zunächst 
grundsätzliche Überlegungen wiedergegeben und anschließend beispielhaft 
Einzelprobleme behandelt. In diesem Sinne habe ich an den Anfang der Samm-
lung ideengeschichtliche Teile aus meinem Buch „Was soll, was kann Demokra-
tie?“ (Frankfurt/Main 2018) gestellt. In dem für ein breites Publikum gedachten 
Buch gehe ich, wie der Untertitel ausweist, auf die Erwartungen der Menschen 
an die Demokratie, ihre Enttäuschungen und die dennoch lebendigen Hoffnun-
gen ein – ein Orientierungsrahmen, der mir geeignet scheint, von den Ideen zur 
gegenwärtigen Realität und zu Vorstellungen über die zukünftige Gestalt unse-
res Gemeinwesens voranzuschreiten. In der hier vorliegenden Auswahl habe ich 
aber darauf verzichtet, alle derzeit aktuellen Reformdiskussionen noch einmal 
aufzugreifen; denn allzu schnell ändern sich die Themen und die Akzente, und 
immerhin werden manche Vorschläge tatsächlich umgesetzt.

Der erste Beitrag in dieser Sammlung (Nr. 1) ist daher der Idee der Demo-
kratie gewidmet. In dem auszugsweise zitierten Buch sind in weiteren, hier 
nicht erneut wiedergegebenen Abschnitten die Ausgestaltung der Demokratie 
– Akteure und Institutionen –, der Ist-Zustand der Demokratie und die über-
greifenden Reformziele sowie die verfassungspolitischen Baustellen behan-
delt. Aus diesem Themenkreis, zu dem es eine Vielzahl von Veröffentlichun-
gen gibt, habe ich für diese Sammlung zunächst einen Vortrag über die – m.E. 
zentrale – Funktion der politischen Parteien für die Volks- und Staatswillens-
bildung ausgewählt (Nr. 2); dieses Thema ist vertieft in meiner Schrift „Die 
Krise der politischen Parteien“ (Tübingen 2020). Die Ansätze direkter Demo-
kratie, die in der politischen Debatte eine zentrale Rolle einnehmen, werden in 
einem weiteren Auszug aus „Was soll, was kann Demokratie?“ erörtert (Nr. 3). 
In einem Überblicksaufsatz von 2018 sind sodann die Bedingungen funktio-
nierender Demokratie behandelt (Nr. 4). Es folgt eine ausführliche Abhand-
lung zum Themenkreis „Öffentlichkeit und öffentliche Meinung“ (Nr. 5), die 
hier erstmals erscheint. „Öffentlichkeit“ ist ein uraltes Thema der Staats- und 
Gesellschaftstheorie, eine Wurzel von Demokratie, aber auch eine Quelle dys-
funktionaler Einflüsse auf den Zusammenhalt der Gesellschaft und die Pro
blemlösungsfähigkeit der Staatsorgane. Über die Formen von Öffentlichkeit 
und öffentlicher Meinung, die durch die elektronischen Medien möglich ge-
worden sind, wird mit Recht heftig gestritten; was sich in der virtuellen Welt 
der „sozialen Medien“ und der zahllosen Internetportale herausbildet, kann 
zum Zündstoff für jede Politik werden, die sich auf empirisch richtiger Grund-
lage und in rationalem Diskurs um die Lösung der epochalen Probleme vom 
Klimaschutz bis zur Kriminalitätsbekämpfung bemüht. Noch ist ungewiss, 
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ob die Einhegung der zerstörerischen Kräfte – etwa auch durch die euro-
päische Gesetzgebung – gelingt.

Die unter Nr. 6 bis 9 abgedruckten Texte verdeutlichen an Einzelthemen das 
Ringen um die Ausgestaltung der repräsentativen Demokratie. Dabei spielen 
die Medien eine wesentliche Rolle; aus einer Reihe medienkritischer Arbeiten 
habe ich den Beitrag Nr. 6 aus dem Jahre 2020 ausgewählt. Die Beiträge Nr. 7 
und 8 befassen sich mit dem Wahlrecht und der unendlichen Geschichte seiner 
Reform. Gezeigt werden soll hier insbesondere, dass das Wahlrecht zu den Par-
lamenten nicht ausschließlich aus der Sicht der Wahlberechtigten gestaltet wer-
den sollte. Die immer stärkere Betonung des individuellen aktiven Wahlrechts, 
wie sie auch durch die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts gefördert wird, führt zur Vernachlässigung der staatsorganisatorischen 
Aspekte: Wenn noch die kleinsten Gruppen in den Vertretungskörperschaften 
genau entsprechend dem Verhältnis ihrer Wahlstimmen repräsentiert sein sol-
len, gelangen viele kleine und sehr kleine Parteien in die Parlamente, die sich ge-
genseitig blockieren können und oft statt konsequenter Lösungen nur halbher-
zige, unzureichende Kompromisse schließen. Das Beharren auf der wahlrecht-
lichen „Erfolgswertgleichheit“ (dazu Nr. 8) bewirkt, dass die Wählenden zwar 
größere Chancen haben, den von ihnen bevorzugten Bewerbern Parlaments-
sitze zu vermitteln, aber ihr politischer Einfluss sinkt. Sie können insbesondere 
nicht mehr effektiv darauf hinwirken, dass eine von ihnen bevorzugte Regie-
rungskoalition zustande kommt, und gewünschte Politikänderungen können 
oft gar nicht oder nur mit großer Verzögerung durchgesetzt werden. Die Wäh-
lerinnen und Wähler bekommen Steine statt Brot. Wenn das Wahlrecht nicht 
deutlich vereinfacht wird, wächst überdies der Deutsche Bundestag zu einer 
unzweckmäßigen und teuren Übergröße heran.

Auch der Aufsatz über die Berliner Verwaltungspolitik (Nr. 9) veranschau-
licht das Grundproblem: Wieviel Bürgerpartizipation ist angemessen angesichts 
der Aufgabe, das staatliche Gemeinwesen problemlösungs- und leistungsfähig 
zu machen? In die ideellen Vorstellungen über unmittelbare Demokratie mischt 
sich hier, gut erkennbar, das Interesse der Parteien an der Erlangung eigener 
politischer Macht – ob dies den Bürgerinnen und Bürgern wirklich nützt, kann 
bezweifelt werden.

II.

Im Zweiten Teil, der mit „Staatsziele und Grundrechte“ überschrieben ist, geht 
es um die Bedeutung des Rechtsstaatprinzips in der politischen und administra-
tiven Praxis. Die vorrangig behandelte Frage ist hier, wie sich die verfassungs-
mäßigen Staatsziele und die individuellen Grundrechte auf das Verhältnis zwi-
schen den Einzelnen und den Staatsorganen auswirken. Politik soll – auch im 
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Blick auf die ihr vorgegebenen verfassungsrechtlichen Ziele und Aufgaben – die 
Lebensverhältnisse der Menschen (mit)gestalten und ist dabei an die Grund-
rechte gebunden. Die rechtlichen Grenzen staatlicher Maßnahmen müssen aber 
im Einzelfall durch Abwägung mit anderen Rechtsgütern und Werten bestimmt 
werden.

Am Beispiel eines der wesentlichen Staatsziele, der Daseinsvorsorge (Nr. 10) 
wird gezeigt, wie sich grundlegende Vorstellungen über die Ausgestaltung des 
Gemeinwesens im Wandel der Staatsformen entwickelt haben. Die sozialen 
Ziele prägen den modernen Staat; die Tendenz zu immer weiterer Ausdehnung 
des staatlichen Aufgabenkatalogs scheint unumkehrbar. Dass diese Expansion 
der Staatsaufgaben auch ihren Preis hat, ist in dem Artikel über „Steuerpflicht, 
Sozialstaat und Freiheit des Individuums“ (Nr. 11) illustriert. Die Entwicklung 
hat auch Auswirkungen auf den verfassungsrechtlichen Schutz des Eigentums 
(Nr. 12). Was in John Lockes Überlegungen zum Gesellschaftsvertrag als eine 
fast unangreifbare Bastion des Privaten gegen alle anderen Interessen erschien, 
ist im heutigen Staat ein Rechtsinstitut, das zwar durch die Gesetze weitge-
hend vor den Ansprüchen Dritter geschützt ist, aber notwendigerweise in er-
heblichem Maße der Ausgestaltung und Begrenzung durch den Gesetzgeber 
unterliegt.

Der unter Nr. 13 wiedergegebene Festschriftbeitrag untersucht den Begriff 
„Freiheit der Arbeit“ in der loi Le Chapelier von 1791. Es wird deutlich, dass die 
darin verfügte Einschränkung der Assoziationsfreiheit zugleich eine Modifika-
tion der demokratischen Ordnung darstellt. Die liberale Rhetorik der französi-
schen Revolution erweist sich bei genauem Hinsehen als Werbung für ein (übri-
gens sehr langlebiges) Rechtsinstrument zur Unterdrückung der Arbeiterschaft.

Der folgende Beitrag Nr. 14 setzt sich kritisch mit einer Initiative zur Schaf-
fung „digitaler Grundrechte für Europa“ aus dem Jahre 2016 auseinander, die 
von prominenten Politikern und Wissenschaftlern vorgebracht worden ist. 
Welche Regeln und Maßnahmen sind notwendig, um den erkannten Risiken 
neuer Informationstechnik wirksam zu begegnen? Und wie viel rein symbo-
lische Politik steckt in derartigen Vorschlägen? Die Diskussion über die ange-
messene Ausgestaltung von Grundrechtsnormen, die der allgemeinen „Digita-
lisierung“ von Gesellschaft und Staat Grenzen setzen sollen, wird noch lange 
aktuell bleiben; sie wird von andauernden Konflikten zwischen mächtigen In-
teressen befeuert. Der Entwurf einer Charta der „Digitalen Grundrechte der 
Europäischen Union“ ist im Jahre 2018 in leicht veränderter Form neu publiziert 
worden, ohne dass die wesentlichen Kritikpunkte ausgeräumt worden wären. 
Die im Juli 2022 beschlossenen Rechtsakte der EU über digitale Dienste und 
digitale Märkte (Data Services Act und Data Markets Act) werden die Rechte 
und Interessen der Internet-Nutzer wirksamer schützen als eventuell künftig 
einmal beschlossene europäische „Grundrechts“-Normen, auch wenn sie nicht 
alle Aspekte des propagierten Grundrechtsschutzes abdecken.
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Thematisch benachbart, aber breiter angelegt ist der Artikel über die recht-
liche Einbindung der Technik (Nr. 15). Dargestellt werden die Vielfalt der Pro-
bleme, die sich aus der rasanten Entwicklung von Naturwissenschaften und 
Technologien (nicht nur der Informationstechnik) ergeben haben und ständig 
wieder ergeben, und die ebenso große Vielfalt der rechtlichen Ansätze zur Ein-
hegung dieser Entwicklung.

Die letzten drei Texte dieses Buches sind dem Spannungsverhältnis von Frei-
heitlichkeit und Sicherheit des Gemeinwesens gewidmet. Dazu sind zahllose 
Diskussionsbeiträge erschienen – wobei zunächst die datenschutzrechtliche 
Perspektive im engeren Sinne im Vordergrund stand, im Laufe der Zeit aber 
auch die übergreifenden rechtlichen und politischen Aspekte thematisiert wur-
den. Mehrere meiner Beiträge zu diesen Debatten sind in dem Sammelband 
„Datenschutz, Informationsrecht und Rechtspolitik“ zusammengefasst (Berlin 
2005). Der Artikel von 2003 (Nr. 16) wird hier wegen seiner grundsätzlichen 
Ausrichtung nochmals aufgenommen. Ergänzt wird er durch den einige Jahre 
später gehaltenen Vortrag über die schwierige Diskussion zwischen Sicherheits-
behörden, Bürgerrechtlern und Bundesverfassungsgericht (Nr. 17), in dem vor 
allem die vielen ungenauen Wahrnehmungen der tatsächlichen Lage aufgezeigt 
werden.

Am Schluss ist ein Vorschlag wiedergegeben, wie die rechtsstaatlich uner-
wünschten Verflechtungen zwischen dem institutionalisierten Verfassungs-
schutz und den Polizeibehörden aufgelöst und der administrative Verfassungs-
schutz auf seine Kernaufgabe zurückgeführt werden kann (Nr. 18). Die Poli-
tik ist auf diese Reformvorstellung nicht eingegangen; sie stört sich nicht an 
der Vermengung von Extremismusbeobachtung und Terrorbekämpfung und 
unterstützt die Ämter für Verfassungsschutz vor allem in ihrer Funktion als 
Überwachungsinstanz gegenüber dem Rechts- und Linksextremismus. Auch 
Bürgerrechtler haben die vorgeschlagene Neuordnung der Aufgaben – teils 
mit heftiger Empörung – abgelehnt, weil sie darin eine Aufgabenvermehrung 
bei der Polizei sahen, der sie ebenso wenig Vertrauen entgegenbringen wie den 
Verfassungsschutzbehörden. Die letzteren sind andererseits dadurch gestärkt 
worden, dass ihre Entscheidung, eine Vereinigung oder eine Partei mit nach-
richtendienstlichen Mitteln zu beobachten, seit einiger Zeit wie ein amtliches 
Verrufsurteil, sozusagen ein „Minus“ gegenüber dem verfassungsgerichtlichen 
Verbotsurteil verstanden wird – mit der Folge, dass darüber schon während des 
internen Beratungsprozesses politisch gestritten wird.
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III.

Demokratie und Rechtsstaat sind also „in der Diskussion“ – und werden auch 
in Zukunft immer wieder leidenschaftlich diskutiert werden. Dieses Buch will 
dazu beitragen, die Diskussion lebendig zu halten – in einem angemessen nüch-
ternen, sachlichen Stil, ohne übertriebene Emotionalität, also ohne zu große 
Aufregung über Fehler und Versagen anderer, vor allem ohne Hass gegen An-
dersmeinende und auch ohne vordergründige Begeisterung für die Vertreter be-
stimmter Meinungen. Niemand verfügt exklusiv über die Wahrheit; wir müssen 
uns immer aufs Neue verständigen.

Verfassungsrechtliche und politische Grundeinsichten stehen nicht ein für 
alle Mal fest; sie ändern sich in der immerwährenden fachlichen und öffent-
lichen Debatte, die ihrerseits auf Veränderungen der Wirklichkeit reagiert. 
Äußere Ereignisse, aber auch ein Stimmungswandel – z.B. hin zu übermäßig 
individualistischen, moralisierenden oder rein gesinnungsethischen Argumen-
tationen – können das politische Klima und damit auch die Interpretation von 
Verfassungen und Gesetzen beeinflussen. Solche „Herausforderungen“ für Po-
litik und Wissenschaft hat es immer gegeben, aber seit der Jahrhundertwende 
(Stichwort „9/11“) sind sie, so scheint es, größer geworden. Weltweit stehen die 
demokratisch regierten Staaten überdies in scharfem Wettbewerb mit autokra-
tischen, nicht rechtsstaatlichen Herrschaftssystemen, die nach verbreiteter An-
sicht ihre Wirtschaft effektiver entwickeln können.

Die Corona-Pandemie ist zwar von Diktaturen wie China – nach anfäng
lichen Erfolgen – keineswegs besiegt worden; umgekehrt haben sich Demokra-
tien im globalen Vergleich gut gegen die Viren behauptet. Gleichwohl wächst in 
westlichen Staaten die Sorge vor der ökonomischen und technischen Konkur-
renz autoritärer Staaten. Wenn es aber auf entschlossenes politisches Handeln 
ankommt, wirken manche demokratischen Staaten mehr oder weniger hilflos. 
Die Politik handelt teils nervös und überzogen, teils zögerlich und halbherzig. 
Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die anderen eu-
ropäischen Staaten und die USA zwar zu kaum erwarteter Einigkeit in der Ab-
wehr provoziert und den Sinn für notwendige Verteidigung gegen Unrecht ge-
schärft, aber es ist derzeit, Mitte 2022, nicht abzusehen, welche Wirkungen er 
längerfristig auf die europäische Rechtskultur haben wird. Andere Probleme 
von globaler Bedeutung sind in den Hintergrund gerückt – so die Klimakrise, 
zu deren Bewältigung die Staaten den Menschen bisher ungekannte Einschrän-
kungen abverlangen müssen.

Die Schwäche der Demokratien beruht nicht allein auf äußeren Zwängen. 
Der demokratische Rechtsstaat verfügt sehr wohl über Instrumente, auch 
schwere Krisen zu überwinden. Ob sie eingesetzt werden, hängt auch von der 
öffentlichen Meinung, dem Grad der politischen Bildung der Bevölkerung 
und dem Verantwortungsbewusstsein der jeweiligen politischen Führung ab. 
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In der Pandemie ist erkennbar geworden, was zuvor nur latent vorhanden war: 
ein Mangel an Gemeinschaftssinn und ein Zögern der politisch Verantwortli-
chen, klare, konsequente und teilweise eben auch belastende Entscheidungen 
zu treffen und auszuführen. Verschwörungsgläubige und Propagandisten ei-
ner extrem individualistischen Freiheitsvorstellung haben Parlamente und Re-
gierungen eingeschüchtert und die einzig wirksame (wenn auch nicht per-
fekte) generelle Maßnahme verhindert, die die Staaten zur Abwehr der Seuche 
gehabt hätten: die Einführung einer allgemeinen, gesetzlich vorgeschriebenen 
Impfung.3

Wer eine solche Kritik für übertrieben hält, muss sich der Frage stellen, wie 
denn ein Staat, der den Menschen einen so geringen Eingriff in die körperliche 
Integrität, der zum Schutz anderer erforderlich ist, nicht verbindlich zumuten 
will – wie dieser Staat die für die gesamte Menschheit lebensbedrohliche Zerstö-
rung der natürlichen Umwelt verhindern soll. Dass das Ziel, die Klimakatastro-
phe aufzuhalten, allen Völkern nicht nur erhebliche Wachstumsverluste bringen 
wird, sondern möglicherweise den Lebensstandard auch reicher Nationen sen-
ken wird, ist bisher offenbar erst einem kleinen Teil der Menschen bewusst; die 
Politik spricht aus Angst vor den Wählern nicht davon. Das ebenso große Ziel, 
global soziale Gerechtigkeit herzustellen oder zumindest die riesigen Unter-
schiede zwischen Arm und Reich abzubauen, verlangt ebenso spürbare Opfer 
der Besitzenden. Das Bundesverfassungsgericht wird nicht immer so wirkungs-
voll zur politischen Absicherung der Klimapolitik aushelfen können, wie es dies 
in seinem Klima-Beschluss getan hat.4 Gewiss machen Greenpeace, Amnesty 
International, Fridays for Future und viele andere NGO’s Druck in Richtung 
grundlegender Reformen, aber sind nicht die beharrenden Kräfte nach wie vor 
stark genug, um notwendige Änderungen abzubremsen?

Es wird also wesentlich darauf ankommen, wie sich das politische Bewusst-
sein der Menschen entwickelt. Das überkommene Verständnis von Demokratie 
muss an vielerlei Veränderungen der Umwelt angepasst werden, beginnend bei 
der Technisierung und Digitalisierung von Information und Kommunikation 
und deren wirtschaftlichen Folgen. Aber daraus darf nicht Unterwerfung un-
ter technische Gesetzmäßigkeiten werden. Viele verstehen ja unter Anpassung, 
dass soziale Kontakte aller Art technisiert, also automatisiert werden, so dass 
wir Menschen nur noch als „Techniknutzer“ und „Betroffene“ vorkommen und 
nicht als aktive Individuen. Der Staat könnte auf diese Weise zu einer automati-
sierten Entscheidungsmaschine degenerieren und sich dabei nach Programmen 
richten, die ihrerseits auf ökonomischen Kosten/Nutzen-Analysen oder aber 

3  Vgl. dazu Bull, Freiheitsbegriff, Staatsverständnis und politische Ethik im Wandel: 
Das Beispiel der Diskussion über eine gesetzliche Impfpflicht, in: Recht und Politik 2022,  
S. 32–57. Zur Verfassungskonformität der einrichtungs- und unternehmensbezogenen Impf-
pflicht (§ 20a InfSchG): BVerfG, B. v. 27.4.2022, NJW 2022, 1999.

4  B. v. 24.3.2021, BVerfGE 157, 30.
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auf jeweils aktuellen politischen Meinungsumfragen beruhen – statt auf Prin-
zipien und Regeln des Rechts. Es ist aber notwendig – und es lohnt sich –, die 
Grundsätze der Demokratie und des Rechtsstaats zu verteidigen und weiterzu-
entwickeln.
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Erster Teil: 
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